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In Erwartung
der Entente-Antwort.

Die Diplomatische Lage.
Paris, 14. Juni . (Havas.) Die vier Regierungsführer

beschäftigen sich mit der Beendigung der Antwort
der Alliierten auf die deutschen Gegenvorschläge. Sie prüf-
tm zuerst das Kapitel bezüglich der Wiedergutmachung und
msen die deutschen Einwendungen zurück. Bezüglich der
mitschaftlichen Einwände wurde eine Revisionskommission
ton vier Mann, ein Mitglied für jede Großmacht, für die
Revision des Tertes bestimmt. Tardieu wird hier Frank¬
reich vertreten. Der ziemlich lange Tert, der ungefähr 50
Leiten umfaßt, wird Sonntag  oder spätestens Mon¬
tag der deutschen Delegation übergeben werden. Es ist
möglich, daß er in ertenso veröffentlicht wird. Es ist nur
noch eine kleine Anzahl von Fragen zu erledigen, nämlich
die Frage der Frist, die den Deutschen gegeben werden soll
sür die Unterzeichnung des Vertrages.

•

'mz Paris , 15. Juni . Der Viererrat mit Sonnino be¬
ludet  e die Prüfung der letzten Berichte über die deutschen
Gegenvorschläge. Die Frist zur Annahme oder Verweige¬
rung ist noch nicht sestgelegt. Die Kommission zur Fest¬
stellung hat den Tert der Note beendigt, die sehr lang wer¬
ten wird. Sie erinnert an die Grundsätze, auf die der
Medensvertrag aufgebaut ist, und an die Unmöglichkeit
kinei durchgreifenden Aenderung desselben. Die Kommis¬
sion hat ebenfalls den Tert der Beschlüsse festgestellt, auf
Trund deren die 18 Sonderberichteüber die deutschen Gegen-
«schlüge ausgearbeitet worden sind. Die Kommission hat
«Freitag neun Berichte fertiggestellt und wird den zweiten,
ebenfalls aus neun Berichten bestehenden Teil derselben,
« Camstag fertig stellen. Diese betreffen die Ortsgrenze,
die Kriegsgefangenen usw. Eine Einigung ist in der Frage
der Wiedergutmachung, der Aufnahme Deutschlands in den
Mkerbund, der Frage von Elsaß-Lothringen, des Saar-
decken? und der Besetzung des Rheingebietes usw. erzielt
Mden. Die Bewaffnungsfragen und das' Problem des
Schutzes der Minderheiten wurden ebenfalls berührt. Die
Antwort auf die deutschen Gegenvorschläge wird alsbald
iertiggestellt werden und in Druck gegeben werden, sodaß
die Ueberreichung an die Deutschen am Montag erfolgen
itntrt.

— Gras Brockdorff - Rantzau  ersuchte um Be¬
reitstellung eines Sonderzuges  18 Stunden nach
Überreichung der Antwort, der direkt nach Köln  gehen
wird.

mz Versailles, 15. Juni . (Havas.) Der Regierungs-
"rösident der Pfalz, Frhr. v. Winterstein,  ist hier ein-
detroffen.

Die Aenderunaen im Frievensvertrasi.
r Versailles, 15. JuNi. Die „Chicago Tribüne meldet:

für Deutschland bestimmte Friedensvertrag wird wieder
^öffnet, um die durch die deutschen Gegenvorschläge bcding-

Veränderungen auszunehmen. Es wird nicht lediglich
(Itt Anhang mit Erläuterungen für die beabsichtigten Aende-
^"gen gegeben werden. Des japanischen DelegiertenM a -
!' n° s Anwesenheit wird als Grund dafür angesehen, daß

Vertrag wieder geöffnet wurde, nachdem der Viererrat
erklärt hatte, daß er ihn als eine abgeschlossene Sache

^trachft Infolge der Hinzuziehung Makinos müssen er-
'°ut umfassende Veränderungen  am Vertrage vor-
'snornmen werden. Diese Verzögerung ist für Wilson
'°̂ st ärgerlich, da sie nicht durch Meinungsverschiedenheiten,
"ndern lediglich durch die Hinzuziehung der Japaner ver¬
käst worden ist. Man betrachtet dies als einen neuen
somatischen Sieg der Japaner . Es wird offiziell mit-

>daß die Regierung Koltschaks anerkannt werden soll,
wiederum einen glatten Triumph für Japan bedeutet,

. Kausche zuerst in Tokio anerkannt wurde und man ihm
Tl ̂Hände und Füße mit Vereinbarungen über Japans

°Me in Sibirien und Mandschurei gebunden hatte.
Versailles, 15. Juni. „L'Homme libre" schreibt:

»ffd̂ "^ Een haben in ihrem Trachten nach Unparteilichkeit
>bg.̂ ^ chtigkeit den Friedensentwurf' vom 7. Mai derart
Wandert, daß er sich, soweit das mögilich war, den deut-

^egenvorschlägen nähert, aber die Alliierten haben in

ihren fundamentalen Grundsätzen nicht nachgegeben.
Der Betrag der Wiedergutmachung, den Deutschland zahlen
mutz, wird viel früher festgestellt werden als erst beabsichtigt
war. Deutschland erhält die Zusicherung, daß der inter¬
alliierte Ausschuß sich keineswegs in die inneren Angelegen¬
heiten Deutschlands mischen werde. Deutschland wird eine
Volksabstimmung in einem Gebiete bewilligt, welches zu¬
vor Polen zuerkannt war. Außerdem werden ihm Zuge¬
ständnisse über Gebietsstücke gemacht werden, welche von den
Alliierten besetzt werden sollen. Eine Berufung gegen
dieses Urteil wird es nicht geben. Wenn die Deutschen sich
nach der einwöchigen Frist, welche ihnen zur Unterzeichnung
der Bedingungen gestellt wird, weigern, den Friedens¬
vertrag zu unterzeichnen, dann wird das Wort der Entente
den Soldaten Fochs und der englischen Marine wieder
ertellt.

Im Falle der Nichtunterzeickniniig. •
mz Paris , 15. Juni . (Havas.) Alle Maßnahmen sind

getroffen worden zur Wiederaufnahmeder Blockade  im
Falle der Weigerung Deutschlands zu unterzeichnen.

Um DeutfchlanvS Kolonialbesitz.
Genf, 15. Juni . Nach dem „Temps" besteht Geneigt¬

heit, Deutschland  ein Mandat in Deuts .ch- 2üd-
w csta f r i ka zu übertragen.

Die Pariser Presse.
Paris , 13. Juni . Zu der bevorstehenden Uebergabe der

Antwort der Alliierten an die deutsche Delegation schreibt
der „Temps" : Wir hoffen, daß dieAn t w o r t an Deutsch¬
land unmittelbar  am gleichen Tage veröffent¬
licht  wird , an dem sie dem Grafen Brockdorff-Rantzau
überreicht wird, und daß man nicht wieder gezwungen ist,
einen Tert, der in Paris redigiert ist, aus B er l i n zu er¬
halten.
Die Bedingungen des amerikanischen Senats.

Amsterdam, 15. Juni . In der „Times" faßt der New-
vorker Korrespondent die fün f B ed i n g u n g cn der Re¬
solution des Senators Kn oi , unter denen allein der Fric-
densvertrag für den Senat der Vereinigten
Staaten  annehmbar sein würde, folgendermaßen zu¬
sammen: 1. Die Vereinigten Staaten zogen in den Krieg,
um gegen die Beleidigungen, die von Deutschland der
amerikanischen Regierung angetan wurden, aufzutreten.
Das einzige Ziel der amerikanischen Regierung beim Frie¬
densschluß ist der Zweck, durchzusetzen, was die Vereinigten
Staaten zur Teilnahme am Kriege veranlaßte. 2. Kein
Friede, der auf eine Abänderung derVerfaffung derVereinig-
ten Staaten hinausläuft, würde für den Senat der Vereinigt.
Staaten annehmbar sein. 3. Der Friedensvertrag muß vom
Völkerbund losgelöst und an die Stelle des Völkerbundes
muß ohne jedes Präjudiz eine diplomatische Kommission
gesetzt werden bis zu dem Zeitpunkt, wo der Völkerbund
gründlich durchberaten werden kann. 4. Die drei oben er¬
wähnten Einschränkungen bezwecken, den tatsächlichen Frie¬
densschluß zu erleichtern. Sie werden keinen Einfluß auf
den Völkerbund haben, der einer späteren Beratung über¬
lassen wird. 5 Der Senat spricht sich für eine Erklärung
der Vereinigten Staaten aus, daß jede Kombination von
europäischen Ni ächten, die geeignet ist, den Frieden der Welt
zu bedrohen, auch fiir die Vereinigten Staaten eine ernste
Besorgnis erwecken würde, und daß die Vereinigten Staa¬
ten in einem joftlnn Falle entsprechende Schritte tun wür¬
den, um zu verhindern, daß sie in einen Weltkrieg verwickelt
würden.

Die Grenzsrage im Osten.
mz Danzig, 15. Juni . Die deutschenV o l ks r ä t e der

Provinz Westpreußen  hielten in Danzig eine Tagung
ab, zu der die Volksräte der ganzen Provinz Vertreter ent¬
sandt hatten, darunter Angehörige aller politischen Parteien.
Es herrschte volle Einigkeit darüber, daß alle Standesvor¬
urteile' und Klassenunterschiede fallen müssen, um alle Deut¬
schen ohne Ausnahme zur gemeinsanien Tätigkeit zum
Wohle unserer Ostmarken zu gewinnen. Ueber die Frie¬
densvorschläge  der deutschen Regierung wurde sol
gende Kundgebung angenommen und an die Reichs- bezw
preußische Staatsregierung abgcsandt: Die im alten deut
scheu Danzig tagende Versammlung sämtlicher Vertreter der
deutschen Volksräte Westpreußens stehen fest hinter der Ne¬
gierung, erwarten aber mit Bestimmtheit, daß das gesamte
Westpreußen, zu welchem ganz Ostpreußen und der Netz¬

distrikt, bis zum letzten Opfer stehen als unzertrennbare Ein¬
heit von der Regierung anerkannt und vertreten wird. Eine
etwaige Abstimmung darf nur im gesamten Gebiet der Pro¬
vinz Westpreußen stattfinden und nur das gesamte Ab¬
stimmungsmaterial darf unter Berücksichtigung der kulturell
und wirtschaftlich jahrhundertlangen Arbeit des Deutsch¬
tums ausschlaggebend sein. Eine entsprechende Ent¬
schließung wurde an den Reichsminister Noske gerichtet.

mz Posen, 15. Juni . (Havas.) Der Posener National¬
rat hat für das gesamte Gebiet vonP ol en den verschärften
Belagerungszustand  erklärt.

Die Nationalversammlung soll entscheiden.
Berlin, 15. Juni . Durch die Verschiebung des Termins

für die Ueberreichung derAn t w or t n ot e macht sich auch
eine Verschiebung der Sitzung der Nationalversammlung,
die für Montag anberaumt war, notwendig. Nach allen
Dispositionen wird die Nationalversammlung nicht eher zu¬
sammentreten, bis Graf -B rockd orff -R antz au  mit
den Mitgliedern der Deutschen Delegation aus Versailles
in Weimar eingetroffen ist und die Antwortnote der Alli¬
ierten der deutschen Regierung in Weimar vorlegen wird.
Die Bedeutung der Tagung der Nationalversammlung liegt
darin, daß die deutsche Regierung aller Voraussicht nach die
Verantwortung für die Uebernahme oder Ablehnung der
neuformierten alliierten Bedingungen nicht auf die eigenen
Schultern nehmen will, sondern die letzte Entschei¬
dung der Nationalversammlung über¬
las  s en w i r d. Die Regierung wird sich schließlich damit
begnügen, die Antwortnote der Nationalversammlungvor¬
zulegen. Ob sie daran den bestimmten Vorschlag knüpfen
wird, die Friedensbedingungen anzunchmen, oder ob ein
solcher Auftrag von der Nationalversammlungaus gestellt
werden wird, das wird sich aus den Verhandlungen er¬
geben, die im Anfang der nächsten Woche zwischen dem
Kabinett und den einzelnen Parteien der Nationalversamm¬
lung geführt werden. Ein Referendum ist nicht in Aus¬
sicht genommen.

Italien.
Rom, 15. Juni . (Stefani.) Die Kammer  ist

zur Entgegennahme der Berichte über die Friedens-
v er h a n d l u n g en auf den 19. Juni einberufen worden.

mz Wien, 15. Juni . (Corrb.) Das Staatsamt des
Aeußern wurde offiziell benachrichtigt, daß das italienische
Oberkommando dem Aufschub der Reduzierung
der V o l ks w eh r zustimmt.

Amerika.
mz Amsterdam, 15. Juni . Einer Radiomeldung zufolge

führte eine vom amerikanischen Senate vorgenommene Un¬
tersuchung bezüglich der Veröffentlichung des Friedensver¬
trages zu einer allgemeinen Erörterung der Finanz¬
lage Europas,  bei welcher die großen Bankiers alle
darin übereinstimmten, daß die Finanzlage Europas sich
in einem Chaos  befinde und daß Amerika helfend ein-
springen müsse, wenn eine verzweifelte Lage vermieden
werden soll.

Bern, 15. Juni . Aus Amsterdam wird gemeldet: Der
„Telegraaf" berichtet aus Paris , Wilson  werde auf jeden
Fall nach Ablaus der Deutschland gestellten Frist ob¬
re i sen. Wenn die Deutschen nicht unterzeichnen sollten,
so werde Wilson Lansing mit seiner Vertretung betrauen.

mz Rewyork, 15. Juni . Diese Woche wird in 56 Städ¬
ten der Union eine Campagne für die Rekrutierung von
50,000 Freiwilligen  beginnen, die eine amerikani¬
scheB e sa tzu n g s a r m ee , die in Frankreich und am
Rhein dienen soll, bilden wird.
Der Friedensvertrag für Deutsch-Oesterreich.

mz Wien. 15. Juni . Das Eorrbüro meldet aus Hmz:
Der Landtag  veranstaltete gestern eine eindrucksvolle
Kundgebung  gegen die Friedensbedingungender En¬
tente und nahm einstimmig den Antrag an, in dem gegen
den Friedensvertrag von St. Eermain feierlich protestiert
wird, da durch ihn 80 000 Steiermärker der Fremdherrschast
überliefert und weite Gebiete deutschen Landes dem deut¬
schen Volke entrissen würden. Das Staatsamt des Aeußern
wurde ersucht, darauf zu dringen, daß in strittigen Teilen
deutschen Landes eine Volksabstimmung  unter Auf¬
sicht einer r»eu1ralen oder gemischt-neutralen Kommission mit
dem Stichtage 1. November 1919 durchgesührt werde.

mz



Dir türkische Delegation.
mz London , 14 . Juni . Nach dem „New York Herald"

wird sich die 1»ürkische Mission  Dienstag vormittag
dem Zehnerrat oorstellen . Man glaubt , die Souveränität
des Sultans bleibe bestehen , wenn auch nicht für Konstan-
tinopel . Das zukünftige türkische Reich würde aus Ana¬
tolien bestehen , und dem Sultan würde die politische und
religiöse Autorität über diese Provinz beibehalten ; Kon-
stantinopcl würde internationalisiert . Der Chef der türki¬
schen Mission hat um schnellste Erledigung der Angelegen¬
heiten gebeten.

Die Alliierten und Koltschak.
Paris , 15 . Juni . Der Viererrat beschäftigte sich ani

Donnerstag mit der Antwort auf die Note Koltschaks . Es
wurde beschlossen , Koltschak  und seinen Verbündeten
Hilfe angedeihen zu lassen , deren Bedingungen in der Note
vom 26 . Mai umschrieben war . Es handelt sich nicht ohne
weiteres um die Anerkennung im offiziellen Sinne des Wor¬
tes , da Koltschak nur in Sibirien die Autorität ausübt , doch
würde diese Anerkennung Koltschak durch die Alliierten un¬
bestreitbar moralisches Prestige verschaffen und ihm gleich¬
zeitig materielle Hilfe bringen , deren Wert sich bald bemerk¬
bar machen würde . — Die fünf Außenminister setzen die
Prüfung der Grenzen Ungarns mit der Tschecho -Slowakei
und Rumänien fort . Auf der tschecho-slowakischcn Seite
konnte eine Uebereinstimmung erzielt werden . Bratianu
verlangte eine Frist , um sich nach Bukarest zu *begeben unk,
die Regierung über die vorgeschlagenen Grenzen zu be¬
fragen , die ihn nicht zu befriedigen scheinen.

Politilche Rundschau.
Lebensmittelabkommen mit der Schweiz.
mz Bern , 15 . Juni . (Havas .) Es wird gemeldet , daß

ein Uebereinkommen zwischen Deutschland und der
Schweiz  unterzeichnet worden ist , wonach Deutschland
monatlich 125 Waggons Kali . 320 Waggons chemische
Dungmittel , 50 000 Tonen Kohle liefern wird . Die Schweiz
ihrerseits wird 50 Waggon kondensierte Milch , 25 Waggons
Reis , 20 Waggons Schokolade und 5000 Stück Vieh
liefert . Die Dauer des Uebereinkommens wird 6 Monate
betragen.

Kassel , 14 . Juni . 620 Berliner Kinder , deren Väter im
Kriege gefallen sind , fuhren im Sonderzug über Göttingen-
Franksurt a . M . zu einem längeren Erholungsur-
laubin die Schweiz.

Das Schicksal der Rheinlands.
Versailles , 15 . Juni . Wie „Echo de Paris " erfährt,

wurde auf Vorschlag Amerikas ein Ausschuß  ernannt,
welcher das Regime über die Besetzung des linken Rhein»
ufers festsetzen soll . Das Regime soll sehr liberal ge¬
halten sein.

Ein Präsident der Pfalz?
Versailles , 15 . Jum . Haoas meldet : Heute morgen

traf der Präsident der Pfalz , Werstner,  aus Deutschland
hier ein . In seiner Begleitung befanden sich als Beiräte
die Herren Rode , Kros , Adeler und v . Waller , ferner Kraus
und Burtmann . Die Herren des Beirates kamen von
Amsterdam zuruck , wo sie in wirtschaftlicher Mission geweilt
hatten.

Ansliefcrnng von 86 Hamburger Seeschiffen.
Hamburg , 15 . Juni . An die Entente sind von Hamburg

am Freitag 96 Hamburger Seeschiffe  von rund
1 300 867 Netto Kubikmeter Raum Inhalt a b g e l i e f e r t
worden . Hiervon waren u . a . der Hamburg -Amerika -Linie
29 , von der Hamburg -Südamerika -Linie 11 , von der Hansa-
Linie 8 , von der Kosmos -Linie 6 und von der Deutsch -Ost-
afrika -Linie 5 , von der Woermann -Linie 5 , von der Deut¬
schen Levante -Linie 4 , von der Hamburg -Bremer Afrika-
Linie 3 und von anderen - Reedereien je 1 Schiff.

Die Garde in Grnudcnz.
Berlin , 15 . Juni . Unter der Ueberschrift „Monarchistische

Ausschreitungen " meldet der „Vorwärts " aus Gran¬
de  n z : Am 7. Juni vormittags zogen durch Graudenz eine
Truppe Gardeschützen  in kriegsmäßiger Ausrüstung.
An der Spitze befand sich ein Auto mit Offizieren . Das
Auto machte auf dem Marktplatz am Denkmal Kaiser Wil¬
helms I . Halt . Zwei Gruppen Gardeschützen traten mit
vorbereiteten Girlanden an das Denkmal heran und bekränz¬
ten es . Eine Militärkapelle spielte das Gardelied (Tert:
Das ist die Garde , die unser Kaiser liebt . . .) und mar¬
schierten dann im Parademarsch vorbei . Vom Graudenzer
Arbeiterrat wurden sehr energische Vorstellungen beim
Stabschef des Gouvernements erhoben . Dieser sprach sein
Bedauern über den Vorfall ans und erklärte , er könne in
der Angelegenheit nichts unternehmen , da diese Truppe ihm
nicht unterstellt sei . Daraus sandle der Arbeiterrat eine di¬
rekte - Beschwerde an den Reichswehrminister.

Der sozialdemokratische Parteitag.
Weimar , 15 . Juni . Die vom Parteitag der Sozialdemo¬

kraten angenommene Vertrauensresolution  für
den Parteivorstand und die sozialdemokratischen Regierungs¬
mitglieder lautet:

Der Parteitag der Sozialdemokratischen Partei Deutsch¬
lands stellt die uneingeschränkte Selbständigkeit der Partei
gegenüber der Regierung und der in ihr wirkenden Partei-
mitglieder fest. Der Parteitag erkennt an , daß unter der
Regierung manches geschah , was berechtigten Unmut er¬
regte , und daß manches unterblieb , was auszuführen
dringend notwendig gewesen wäre . Aber diese Fehlgriffe
und Unterlassungen sind nicht entsprungen aus Mangel an
Einsicht , Tatkraft oder gutem Willen , sondern waren die
Folgen schwieriger Verhältnisse , die zu bezwingen bisher

nicht gelang . Der Parteitag spricht daher trotz der zu tadeln-
den Vorkommnisse seiner in der Regierung sitzenden Ge¬
nossen sein volles Vertrauen aus . Er erkennt das hohe
Maß von Selbstverleugnung an , das sie bewiesen haben
durch Uebernahme der Regierung in der Zeit höchster Be¬
drängnis und lähmendster Zerrissenheit des Reiches nach
innen und außen , er dankt ihnen auch für die Hingabe , wo¬
mit sie ausharrten , obwohl sie selbst durch den Erfolg ihrer
Arbeit nicht befriedigt sein konnten . Der Parteitag sichert
der Regierung kräftigste Unterstützung bei der Durchführung
aller Maßnahmen zu . die zur Verwirklichung unserer Ziele
dienen und damit zum Wöhle des gesamten Volkes ergriffen
werden . Die gewaltige Mehrheit des deutschen Volkes
wird hinter der Regierung stehen , wenn sie ohne Zaudern
und Schwanken die Verwaltung allezeit und allenthalben
demokratisiert , das Verhältnis von Schule und Kirche zum
Staate im Sinne unseres Programms ordnet , im Heer¬
wesen die erforderlichen Reformen durchführt und im Wirt¬
schaftsleben die grundlegenden Aenderungcn trifft , die den
Anforderungen und Möglichkeiten der Zeit entsprechen . An
die Parteigenossen im Reiche richtet der Parteitag die Mah¬
nung , bei Beurteilung aller Vorkommnisse stets nur von den
fcstgeftellten Tatsachen auszugehen und den Unwert von
Kritiken zu erkennen , die von verantwortungslosen Kreisen
zu dem Zwecke geübt werden , unsere Partei und ihre Ver¬
treter in der Regierung in den Augen des Volkes als un¬
würdig des Vertrauens erscheinen zu lassen.

Ferner wurde gegen wenige Stimmen eine Entschlie¬
ßung angenommen , die die Einigung  der beiden sozial¬
demokratischen Parteien betrifft : Sie lautet : Der Partei¬
tag teilt in den vielen Anträgen zuni Ausdruck gekommenen
Wunsch nach einer Einheitsfront des klassenbewußten Pro¬
letariats Deutschlands . Die Fortdauer der Parteispallung,
die den kraftvollen Vormarsch der Arbeiterklasse aufzuhalten
droht , erkennen wir als die größte Gefahr für die Lebens¬
haltung der Arbeiterklasse wie für die Abwehr gegenrevolu¬
tionärer Machenschaften . Bei dem Versuch , das Proletariat
wieder zur Einheit zusammenzuschweißen , wenden sich die
Vertreter der U . S . P . wie der K . P . D . gegen die Grund¬
sätze der Demokratie . Der Parteitag lehnt das Streben
einer nur mit den Mitteln des Terrorismus — und auch da
nur für kurze Zeit — aufrechtzuerhaltenden Diktatur einer
Minderheit ab . Der Parteitag erklärt seine Bereitschaft , in
Verhandlungen zur Vereinigung der U . S . P . auf der
Grundlage des Erfurter Programms einzutreten , sobald die
U . S . P . den Grundsatz der Demokratie rückhaltlos aner¬
kennt und jede Gemeinschaft mit den Mitteln des Bolsche¬
wismus unter Verwerfung aller demokratischen Grundsätze

- wirkenden K . P . D . ausgegeben haben wird . Die Verhand¬
lungen über eine Einigung können nur zentral geführt
werden.

Ein Antrag auf Einsetzung einer Kommission zur Füh-
> rung der Verhandlungen wurde abgelehnt . Die Einigungs-
| verhandlupgen hat der Parteivorstand zu führen.

Eine weitere Milliarde für Wamilierr-
Unterstützunqen.

Nach einem Reichsgesetz vom Jahre 1888 hat die Aus¬
zahlung der Familienunterstützung an die Familien von
Kriegsteilnehmern durch die sogenannten Lieferung ? -
v er bände  zu erfolgen . Diese Lieferungsverbände sind
in Preußen die Stadt - und Landkreise . In dem Reichsgesetz
ist die Rückzahlung der verauslagten Beträge an die Liefe¬
rungsverbände durch das Reich vorgesehen , aber kein Zeit¬
punkt bestimmt , bis zu welchem die Rückzahlung zu erfolgen
hat . In Anbetracht des großen Umfangs , den die Familien¬
unterstützungen im Kriege angenommen haben , ist bisher
vierteljährlich ' / , Milliarde den Lieferungsverbänden zurück-
erftattet worden . Neuerdings hat das Reichsfinanzmini-
fterium eine weitere Milliarde  zur Verfügung ge¬
stellt , deren Auszahlung an die Lieferungsverbände zur Zeit
erfolgt . Nach der „Deutschen Allgemeinen Zeitung " ist ein
Gesetzentwurf über die Termine der weiteren Rückzahlung
zur Zeit in Vorbereitung.
Keine Wahlen im amerikanisch besetzten Gebiet.

Coblenz , 13 . Juni . Aus Veranlassung der amerikanischen
Behörde wird bekanntgemacht , daß es nicht erlaubt wird , in
den amerikanisch besetzten Gebieten Wahlen vorzunehmen,
wenn nicht vorher von den amerikanischen Behörden Erlaub¬
nis erteilt worden ist . Die Wahl der Mitglieder zu den
Kreistagen von Bernkastel , Bitburg und Wittich wird für-
nichtig erklärt.

Die Auflösung des alten Heeres.
Die Auflösung des alten Heeres , die durch das „Gesetz

über die Bildung einer vorläufigen Reichswehr " beschlossen
war . ist nunmehr so weit vorgeschritten , daß von ihm nur
noch die Behörden und Heereseinrichtungen vorhanden find,
die die Abwicklungsärbeiten gewährleisten und die Ergän¬
zung der R e i ch s w e h r an Personal und Material sicher¬
stellen sollen . Es sind das in erster Linie die Verwaltungs¬
behörden , Kriegsministerien . Intendanturen , Proviantämter
usw ., dann Schulen , die die Ausbildung der Reichswehr
dienen , z. B . Infanterie - und Artilleriefchießschulen , Reit¬
schulen , Pionierschulen , Fliegerschulen usw ., Heereseinrich-
tunge » , die die Materialversorgung der Reichswehr sicher¬
stellen , wie die Feldzeugmeisterei , Artilleriedepots , Train¬
depots , Pioinerparks usw ., und die Behörden , die die Ab-
wicklungsgeschäste für die aufgelösten Truppenteile weiter-
sühren und der Fürsorge für die entlassenen Kriegsteilneh¬
mer , Kriegsbeschädigten und zurückkehrenden Gefangenen
dienen , nämlich die Generalkommandos des alten Heeres,
die Auslösungsstäbe , Abwicklungsstellen , Versorgungsämter,
Bezirkskommandos und Lazarette . Um nun diese Reste
des alten Heeres nicht noch weiter als ein von der Reichs¬
wehr vollkommen getrenntes Heere bestehen lassen zu müssen,
ist verfügt worden , daß auch für sic in Zukunft die Beding¬
ungen der Reichswehr gelten , eine Maßnahme , die wesentlich
zur Vereinfachung der gesamten Verwaltung beiträgt . Das

Ersatzwesen ist nunmehr innerhalb des ganzen noch bestehen,
den Heeres einheitlich geregelt , jedoch ist es den Resten des
alten Heeres möglich gemacht , auch Freiwillige mit kurz,
friftiger vierzehntägiger Kündigung einzustellen , damit die
Auflösungsarbeiten nicht durch langfristige Verträge gehemmt
werden.

Abbau der Kriegswirtschaft.
Berlin , 12 . Juni . Wie wir hören , hat das Reichsernäh¬

rungsamt dieZ -wangsbewirtschaftung des Ha¬
fers aufgehoben.  Dagegen soll die Gerste vorläufig
weiter bewirtschaftet werden , wenigstens bis die Ernteergeb¬
nisse überschaut werden können.

Provinzial - und Kommun allandtagc.
Berlin , 12 . Juni . Im Ministerium des Innern ist ein

Gesetzentwurf fertiggestellt , in dem die Auflösung der Pro¬
vinziallandtage und Kommunallandtage und ihre Neuwah¬
len aus demokratischer Grundlage bis 1 . August 1919 vorge¬
sehen ist . Für Westpreußen , Schlesien , Hessen -Nassau,
Rheinprovinz und den Kommunallandtag des Bezirksver¬
bandes Wiesbaden hat das Gesetz aus außerpolitischen Grün¬
den einstweilen keine Geltung . Das Staatsministerium
erhält die Ermächtigung , es auch in diesen Provinzen durch-
zusühren.

Neue Krise im Bankgewerbe.
B - rlin , 13 . Juni . Die Lage im B a n k g e w e r b e hat

eine wesentliche Verschärfung  erfahren ^ da die Ver-
Handlungen zwischen den Vertretern der Großbanken und
den Angestellten -Organisationen abgebrochen worden sind.
Die Verhandlungen , die schon seit mehr als acht Wochen
schweben , behandeln die Schaffung eines Reich stariss
für die deutschen Bankbeamten . Die Vertreter der Arbeit»
geber vertraten den Standpunkt , daß eine Tarifierung nm
für Angestellte bis zum 30 . Lebensjahre zweckmäßig sei. Di«
Verhandlungen zogen sich mehrere Stunden hin . Schließlich
wollten die Vertreter der Arbeitnehmer den Bankleitern ein«
Entschließung , die einen Mindestsatz ihrer Forderung dar-
stellte , übergeben , doch verließen die Vertreter der Arbeit¬
geber vorher den Saal , so daß die Verlesung der Ange¬
stelltenforderungen nicht erfolgen konnte . Die Bankbeamten
sandten der Arbeitgeber -Organisation ein Schreiben , in dem
es heißt : Um alle Verhandlungsmöglichkeiten zu erschöpfen,
sind wir bereit , vor dem seinerzeit gewählten Schlichtungs¬
ausschuß für das deutsche Bankgewerbe weiter zu verhandeln.
Die Bankbeamten fordern Mindesteinkommen für zwanzig¬
jährige Bankbearnte in Höhe von 4200 Mark , für fünfzig¬
jährige Angestellte 15 000 Mark , besondere Regelung der
Bezüge der Angestellten in den Provinzsilialen . Einführung
der Siebenstundenarbeit mit fünfstündiger Arbeit am Sams¬
tag.

Ein Kommuniftenputfch in Branfchweig
geplant.

Braunschweig , 15 . Juni . Wie die Kommandantur mit¬
teilt , gingen ihr seit einiger Zeit Nachrichten zu , die be¬
sagten , daß die Kommunistenpartei  beabsichtlge,
mit allen Mitteln letzten Endes gewaltsam , sich der Herr¬
sch a f t im Lande zu bemächtigen . Die Nachrichten finden
eine Bestätigung durch die in den Hauptsitzen des Kommu¬
nismus in Norddeutschland gemachten Wahrnehmungen.
In den letzten Tagen verdichteten sich die Meldungen dahin,
daß in erster Linie Braunschweig für einen kommunistischen
Putschversuch in Aussicht genommen sei. Insbesondere
wurde gemeldet , daß bewaffnete Matrosenabteilungen aus
mehreren koinmunistischen Plätzen des Nordens als Einzel¬
reisende nach Braunschweig unterwegs seien . Die Ueber-
wachung des Bahnhofes lieferte eine Bestätigung dieser
Nachricht . Am 11 . Juni wurde sogar eine spartakistM
Bahnhofskontrolle durch Matrosen und anderen Elementen
ausgeübt . Auf keinen Fall konnte die Kommandantur die¬
sem Treiben und dem hochverräterischen Zusammenziehen
spartakistischer Kräfte untätig Zusehen . Sie veranlaßt - di-
Auslösung der stattgefundcnen Zusammenkünfte in der Ab¬
sicht, alle Persönlichkeiten , die nachweisbar an den Vorbe¬
reitungen für das auf den Sturz der Regierung hinzielende
Unternehmen beteiligt sind , festzunehmen und den ordent¬
lichen Gerichten zu übergeben.
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Die Lage in Bayern.
München , 15 . Juni . Die München -Augsburger Abend¬

zeitung fordert energisch die endliche Rückkehr von Re¬
gierung und Landtag nach  München . Es gehe
nicht an , daß das Land gleichsam im Eisenbahnzuge
zwischen Bamberg und München regiert werde Wenn
die Regierung sich nicht entschließe , müsse der Landtag
kategorisch die Rückkehr nach München verlangen.

Eine Reihe von Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft
für die Politik des Rechts , darunter Prinz Mar von
Baden . Graf Montgelas und Professor Brentano , ver¬
langen die unverzügliche Aufhebung der Standgench
und die Ueberweisung der schwebenden Verfahren an
ordentlichen Gerichte . .

Im Aeltestenrat des Landtages in Bamberg erM«
gestern der bayerische Gesandte in Berlin und hielt ein
Vortrag über den Gang der Beratungen der Reichsve-
sassung . Heute wird Minsterpräsident Hossmann an »
Sitzung des Aeltestenrates teilnehmen.

Der Spartakist Mertens , der während der Räteyer
schüft eine führende Rolle iin Aktionsausschuß fP1̂ ;
und der Sekretär der kommunistischen Partei , Kain , w
den verhaftet.

Württemberg.
m Z Berlin . 13 . Juni . Laut Berl . Lokalanzeiger h«v
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«.uwahlen stattgesunden habe, die Aufheb ug  der Ar-
leiter- Bauern- und Soldatenräte dringend geboten sei.
«ei der Abstimmung wurden die auf diese Räte bezüg-

Ziffern gegen die Stimmen der Sozialdemokraten
bqelehnt. Danach haben die Räte in Württemberg keine

gesetzlichen Grundlagen mehr.
Der Achtstundentag in Frankreich.

Die Pariser Blätter melden, daß die französische Kammer
llc Artikel der Gesetzesvorlage auf Einführung des Acht¬

um„dcnt ä g es in den Bergwerken mit großer Stimmen¬
mehrheitan n a hm. Als die Kammer die Vorlage en block
anuehmen wollte, erklärte Loucheur, daß dadurch, daß Ein-

Ausfahrt und die Mittagspause inbegriffen seien, die
tatsächliche Arbeitszeit nur sieben Stunden 25 Minuten be¬
tragen würde, und damit in der Förderung ein ungeheuerer
Mssall entstehen würde. Die Regierung sei nicht in der
>'age, die Vorlage anzunehmen und bitte, die Vorlage an
tzan Ausschuß zurückzuvcrweisen und eine zweite Lesung
vornehmen zu lassen. Nach langer Debatte, in welcher die
sozialistischen Deputierten und der Vorsitzende des zustän¬
digen Ausschusses den Antrag Loucheurs bekämpften, be¬
schloß die Kammer mit 251 gegen 133 Stimmen für heute
die zweite Lesung anzusetzen.

Aus Petersburg.
Amsterdamer Blätter zufolge wird aus Stockholm ge¬

meldet, daß das Personal der niederländischen und
norwegischen  Gesandtschaft in Petersburg nach einer
Haussuchung verhaftet  wurde.

Sowjet -Rutzland.
mz Helsingsors, 15. Juni. Die Petersburger Zeitung

,Petrowskaja Prawda» meldet: Rakowski  traf in
Moskau ein, um wegen der Vereinigung der Sowjet-Re¬
publiken Rußland, Ukraine, Lettland, Litauen, Weiß-Ruß-
Imd und Krim zu einer einzigen Sowjet -Republik zn ver¬
edeln. — Die Stadt Bender wurde erorbert.

mz Libau, 15. Juni. Nach den bisherigen Schätz¬
ten beläuft sich die Zahl der Todesopfer  der let¬
tischen bolschewistischen Herrschaft in Riga  über 36 00
Personen  aller Nalionlitäten und beiderlei Geschlechts.
Auch in Wenden und Volmar sollen die Bolschewisten
oiele Hinrichtungen vorgenommen haben. Auf ihrem Rück¬
zug in Livland leiden die Velschewisten schwer unter den
häufigen Feuerübersällen.

Dr. Schwandcr — Obe»Präsident.
Berlin, 15. Juni. Der ehemalige Statthalter von Elsaß-

Lothringen, Staatssekretära. D. Dr. Johann Schwan¬
der. ist zum OberpräZ identen  der Provinz Hessen-
Nassau  ernannt worden. •

Schwander ist zu Kolmar 1868 in jo bescheidenen
Verhältnissen geboren, daß er gar nicht einmal höhere
schulen besuchen konnte, sondern schon als Fünfzehn¬
jähriger sich als Gemeindcschreiber sein Brot verdienen
mßte. Aber seine Vorgesetzten entdeckten eine solche
Anstelligkeit in praktischen Dingen bei ihm, daß der über-
Dge Mensch nach Jahresfrist bereits mit der Leitung
des Armenwesens in der Mittelstadt beauftragt wurde.

Nachdem ihm ein für seine Lebensgewohnheiten zu¬
reichendes Einkommen gesichert war, arbeitete der Streb-
iamc in den Mußestunden seiner beruflichen Tätigkeit mit
jähester Ausdauer an der Erwerbung von Vorkenntnissen
für einen künftigen Aufstieg zu einer gehobenen Lebe ns-
flellung. Mit 29 Jahren war er universitätsreif gewor¬
den. Den Befähigungsnachweis dafür erbrachte er bei¬
läufig nicht durch eine Ertraneer-Rerfeprüfung, sondern
durch ein Dekanatseramen an der rechts- und flaatswiffen-
iäMlichen Fakultät, was in Straßburg zulässig ist. Nach
vier Jahren kehrte er mit dem Doktortitel nach Kolmar
heim. Aber zu einer Anstellung, wie er sie begehrte,

in der Vaterstadt kein Platz offen. So versuchte er
es denn wieder in Straßburg, in dessen gemeindliche Ver¬
hältnisse ihm seine Studienjahre manchen Einblick eröffnet
Hullen. Man nahm ihn erst wieder ins Armenwesen
hinein. Vorzügliche Bewährung in den ih« dort gestell-
>iu Ausgaben belohnten sich aber schon nach Jahresfrist
*it einer Wahl zum Beigeordneten. Und in solcher
kigenschaft lernte der Bürgermeister von Straßburg seine
ifähigkeiten so hoch einschätzen, daß er ihn bei seinem
Übertritte in den Ruhestand zu seinem Nachfolger empfahl
(1906). 'Sor Abschluß des Waffenstillstandes war er kurze

Statthalter von Elsaß-Lothringen.

Kleine Nachrichten.
Berlin. 15. Juni. Die Abendblätter veröffentlichen

('lle längere Erklärung der Unabhängigen, des Vollzugs-
^fchuffes Groß-Berlins und des Parteivorslaudes, in
^ sie erklären, daß sie mit den Barthschen Versuchen
iUt Anlockung der Freiwilligenkorps nichts zu tun hätten.

Leipzig, 14. Juni . Die „Leipziger Volkszeitung " ist
*cqcu  des Artikels „Standrechtlich erschossen» in der
Hunnner vom Mittwoch durch deu Kommandeur der hies.
^gierungstruppen, General Hunter, bis auf weiteres
Erboten worden.
. Dolberg, 15. Juni. Eencralfeldmarfchallv. Hinden-
°Ut9 ist von der Stadt Kolberg zum Ehrenbürger cr-
'°"nl worden.

Berlin, 13. Juni. Der heutige Tag der Bei¬
zung der Frau Rosa Luremburg ist ruhig verlausen.
* den meisten großen industriellen Betrieben wurde gc-
r îtet. Vielfach beschränkten sich die Arbeiter aus die
^lsendung von Kranzdeputationen.
> wz Zürich, 15. Juni. Die Arbeiterunion berief am
meitagejnc  Versammlung ein, zum Gedächtnis an Rosa
^"remburg. Nach verschiedenen Ansprachen wurde die
Steilung gemacht, dah der ArbeitersekretärConradWhß,

vor zwei Tagen an der Schweizer Grenze verhaftet worden
sei und in das Bezirksgefängnis Zürich verbracht wurde.
Hierauf zog die Menge vor das Eesängnis und stürmte
dieses. Die Bewachungsmannschaft des Gefängnisses er-
öffnete das Feuer auf die Stürmenden, worauf in gleicher
Weise von der Menge geantwortet wurde Der Arbeiter-
sekretär Wi)ß wurde schließlich von dem Gefängnispersonal
freigegeben, worauf der Tumult sich legte. Bis 12 Uhr
nachts waren 16 Verwundete in das Kantonsspital Zürich
eingeliefert worden, von denen zwei bis heute morgen ge¬
storben sind.

mz Helsingsors, 15. Juni. Der finnländifche General¬
stab meldet starke Truppenzusammenziehungen auf russischer
Seite und Fcuersbrünste und Erplosionen in Kronstadt.
Zahlreiche Jngermanländische Flüchtlinge sammeln sich in
der Nähe der sinnländischen Grenze.

mz Versailles, 25. Juni. Wie der„Matin,, berichtet,
sind die Besprechungen  zwischen den Führern der
sozialistigen Partei und den französischen Gewerkschaften,
die auf eine Parallelaklion hinausliefen, ziemlich erregt
verlaufen. Die Gewerkschaftsführer machten den Partei¬
führern, namentlich Longuet, heftige Vorwürfe, weil sie
versuchten, durch Propaganda aus einer gewerkschaftlichen
Bewegung eine politische zu niachen. Einer der Gewerk-
schaftsfühcer.erklärte, die Lage sei doch nicht so revolutionär
als die Parteiführer gerne glauben machen möchten. —
Nach dem „Petit Porisien» wurde die Einigung nur
unter der Bedingungung erzielt, daß sich die Parteiführer
verpflichteten, die Leitung und Kontrolle der Streikbe¬
wegung  ausschließlich den Gewerkschaftsführernzu über¬
lassen.

London, 14. Juni. Die aus Malta eingegangenen Mel¬
dungen lauten beruhigend. Die Streiks sind dort zu Ende.

Belgrad, 14. Juni. Prinz Alerander empfing den
Bevollmächtigten der tschecho-slowakischen Republik, Orka-
leta, der ihm in feierlicher Audienz sein Beglaubigungs¬
schreiben überreichte.

Washington. 14. Juni. Der Senat hat eine Vorlage
angenommen, in der dem Seeschiffahrtsamt gestattet wird
Schiffe für Rechnung des Auslandes ohne besondere Er¬
laubnis zu bauen.

Paris. 14. Juni. Der Oberste Wirtschaftsrat trifft
Vorkehrungen zur Fortsetzung der Finanzierung der öster¬
reichischen Lebensmittellieferungen._
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postalische, telegraphischeusw.Verkehr zentralisiert werde. I"
einer Note vom 21. Mai hat die deutsche Regierung der Ein-
setzung eines besonderen Kommissars in Köln für die
Zuckerversorgung des besetzten Gebietes zugestimmt. Sie
gab der Erwartung Ausdruck, daß die Ausfuhrgenehmigung
des für das unbesetzte Gebiet bestimmten Zuckers nicht von
der Erfüllung umständlicher Förmlichkeiten abhängig ge¬
macht werde und daß der im besetzten Gebiet hergestellte
Zucker nicht requiriert werde. In der Note wurde den Alli¬
ierten ferner mitgeteilt, daß die Zuteilung von Zucker nach
Elsaß-Lothringen solange nicht stattfinden kann, als die fran¬
zösische Besetzungsbehördc Elsaß-Lothringen den Verkeher
unterbindet, Zahlungen nicht zuläßt und die auf Elsaß-Loth-
ringen entfallenden Lieferpflichten(z. B. in bezug auf Vieh)
unterbindet. Falls die Alliierten diese Note zustimmend
beantworten sollten, hat die deutsche Regierung zugesagt,
sofort weitere Rohzuckermengenden Raffinerien im besetzten
Gebiet zukommen zu lasten.

" Fronleichnam ein gesetzlicher Feiertag. Zur Behebung
von Zweifeln bezügl. der Einhaltung des Fronleichnams-
festes"am 19. Juni als gesetzlichen Feiertag hat der Wies¬
badener„Kaufmännische Verein" bei den Behörden um
Klarstellung gebeten und den Bescheid erhalten, daß an den
betr. Bestimmungen zurzeit nichts geändert sei. Der Fron-
leichnamstag gilt also als gesetzlicher Feiertag.

* Der Entwurf eines Reichskommunalifierunqs-Ge.
fetzes ist im Reichsministerium des Innern fertiggestellt
und einer Anzahl von Organisationen zur Stellungnahme
übersandt worden. In dem Gesetzentwurf, der zwölf
Parapraphen enthält, wird den Gemeinden das Recht
eingeräumt, im Interesse des öffentlichen Wohles und
beim Vorhandensein eines dringenden Bedürfnisses Unter¬
nehmungen, die in der Hauptsache lokalen Zwecken dienen,
in die Gemeinwirtschaft zu überführen. Ts werden unter
anderen folgende Wirtschaftszweige als zur Ueberführung
geeignet, bezeichnet: Straßenbahnen, Wasser-, Gas- und
Elektrizitätswerke, das Anschlagwesen, das Bestattungs¬
wesen, das Abfuhrwesen, Theater, Lichtbühnen und Schau¬
stellungen. Der Entwurf macht die Ueberführung in die
Gemeindewirtschaft von der Genehmigung der Landes¬
zentralbehörden abhängig.

§ Mammolshain , 16. Juni . Die erste Mannschaft der
Turner spielte gestern gegen den F.-C. „Olympia"-Kelk-
heim mit 4:2 zu gunsten Mammolshain. Die zweite
Mannschaft der Mammolshainersiegte ebenfalls mit 6. 0
Toren.

Wörsdorfi. T., 12. Juni. Bei einem Ortsumzuge, den
die hier einquartierten Franzosen veranstalteten, fiel eine
Leu cht r a ket e auf ein Bauerngehöst und zündete.
Der Ho? brannte vollständig nieder.

* Königstein, 16. Juni. Der Fußballklub Königstein
1910 spielte gestern in Steinbach  gegen den dortigen
Verein. Die Abfahrt mit Wagen nach Steinbach erfolgte
um 1 Uhr in einer Stärke von 50 Mitgliedern. Der
Weg führte über Schönberg und Oberhöchstadt. In
Steinbach spielte zuerst die Königsteiner2. Mannschaft
und siegte nach schönem Spiel mit 4 :1 Toren. Das
Spiel der 1. Mannschaft endete mit 2 :0 Toren zu
gunsten Steinbachs. Um 7 Uhr wurde hierauf die
Heimfahrt angetreten, welche den Verein über Nieder-
höchftadt und Cronberg ohne Zwischenfällen um 10 Uhr
abends nach Königstein zurückführte.

* Hausoerkauf. Herr Schneidermeister Georg
Kow a l d erwarb von Herrn Hotelier Lemke ein in der
Klofterstraße belegenes Wohnhaus nebst 16 Ruten Garten
zum Preise von 25 000 Mark.

* Zuckerversorgungdes besetzten Gebietes. Aus Ber¬
lin wird berichtet: Da die deutsche Regierung keine Gewähr
mehr für eine Verteilung des Zuckers im besetzten Gebiet
nach den im unbesetzten Deutschland festgesetzten Regeln hat,
sah sie sich gezwungen, den Zuckcriabriken des beichten Ge¬
bietes nur so viel Rohzucker zuzuteilen, daß diese in der
Lage waren, ihren Betrieb vorläufig sortzuführen, bis eine
endgültige Regelung der ganzen Frage mit den Alliierten
erzielt worden war. Den Alliierten wurde von deutscher
Seite in der Frage der Zuckeroersorgung des besetzten Ge¬
bietes folgendes vorgeschlagen: Die für die Zuckerbewirt-
schastung in Deutschland zuständige Reichszuckerstelle in Ber¬
lin teilt den Raffinerien im besetzten Gebiet so viel Roh¬
zucker zu, wie sie nach den für die deutsche Zuckerwirtschaft
geltenden Regeln zu beanspruchen haben, während die be¬
setzenden Mächte ihrerseits zugestehen, daß der ffergestellte
Verbrauchszucker lediglich nach Anweisung der Reichszucker-
ftelle an-die Empfangsstellen im besetzten und unbesetzten
Gebiet geliefert, nicht requiriert und bei Zuweisung an Las
unbesetzte Gebiet ungehindert zur Ausfuhr zugelassen wird.
Ferner forderte die deutsche Regierungu. a. ungehinderten
Post-, Telegramm- und Telephonverkehr zwischen den für
die Zuckcrwirtschast in Betracht kommenden Stellen im un¬
besetzten Gebiet und den Fabriken im besetzten Gebiet. Sie
verlangte außerdem einen ungehinderten Zahlungsverkehr
und die allgemeine Anordnung, daß der Transportverkehr
für Zucker innerhalb der besetzten Gebiete zugelassen ist. Die
alliierten Mächte haben sich mit dem deutschen Vorschlag
grundsätzlich einverstanden erklärt, wonach die Zuweisung
von Rohzucker an die Raffinerien im besetzten Gebiet und
die Verteilung des in diesen Fabriken lsergestellten Ver¬
brauchszuckers unter das besetzte und unbesetzte Gebiet nach
den deutschen Verteilungsplänen vorgenommen werden soll.
Sie lehnten es aber ab, einen ungehinderten Post-, Tele¬
gramm- und Telephonverkehr zwischen den deutschen Be¬
hörden und den linksrheinischen Zuckerfabriken zu gestatten.
Sie schlugen dafür vor, einen deutschen Bevollmächtigten
mit dem Sitz in Köln die Vermittlung der Zuckcrverteilung
unter Kontrolle der alliierten Mächte vornehmen zu lassen.
Die Alliierten erklärten sich bereit, daß bei ihm der gesamte

Cetzte Dral)t*na(Dri(l)teo.
UI- Paris,  15. Juni. (Havas.) Bericht über die di-

plomatifche Lage. Clemenceau , Lloyd George
undS o n ni n o haben die Beratung der Antwort der deut¬
schen Gegenvorschläge beendet. Das Revisionskomitee hat
den Tert zur Drucklegung übergeben. Der Tert wird am
Sonntag dann fertiggestellt und in der Nacht gedruckt wer¬
den. D u t a sta wird am Montag  morgen dem Grafen
Brockdorff - Rantzau  den Tert in Versailles über¬
geben. Die Antwortnote besteht aus zwei Dokumenten:

1. Ein Begleitschreiben  von ungefähr 50 Quart-
sciten in englischer und französischer Sprache. Das Schrei¬
ben beginnt mit einer allgemeinen Einführungsnote, die ein
längeres Memorandum enthält, in welchem die deutschen
Gegenvorschläge analysiert sind und in dem der entsprechende
Standpunkt der Alliierten dargelegt wird.

Das zweite Dokument ist eine Vervollständigung des
gereinigten Vertrages und umfaßt die Bedingungen, die
Deutschland annehmen muß, ohne daß es nunmehr noch
Einflüchte oder noch Abänderungen gebe. Eine Fri ft v o n
fünf Tagen,  in welcher die dreitägige für die Kündig¬
ung des Waffenstillstandes einbegriffen ist, wird der Deut¬
schen Delegation zugestattet, um den Vertrag zu unter¬
zeichnen.

Bei der Uebergabe des definitiven Tertes wird Dutasta
übrigens von dem Grafen Brockdorff-Rantzau eine Em¬
pfangsbescheinigung unterzeichnen lasten, welche die Ueber¬
gabe feststellt. Genau in fünf Tagen werde Deutschland
seine Zustimmung gegeben haben oder der Vormarsch der
Armeen beginnt.

In den heute beginnenden Sitzungen wurde eine Er¬
örterung eingebracht hinsichtlich der Art der von den Deut¬
schen aus dem gesamten Entschädigungsbetrag  zu
zahlenden Summe von 100 Milliarden Goldmark oder 125
Milliarden fremde. Der Vertrag wurde nicht geändert.
Deutschland wird während4 Monaten das Recht haben.
Erporte in die verwüsteten Gegenden zu senden, um die
Schäden zu schätzen und die Mitteilungen zum Wiederauf¬
bau vorzuschlagen. Hinsichtlich der Zulassung Deutschlands
zum Völkerbund  sagt der Tert, daß es dem Feind nicht
versagt sei, die Zulassung in naher Zukunft zu erhoffen. In
demselben Augenblick würden die Deutschland auferlegten
wirtschaftlichen Einschränkungen ausgehoben und es würde
hinsichtlich der Rohstoffe den anderen Mitgliedern des Völker¬
bundes gleichgestellt. In Bettest dera11gemei nen A b-
rüstung  wird gesagt, daß zu diesem Zwecke Verhand-
lungcn eingeleitel werden sotten. Hinsichtlich der Besetz¬
ung des linken Rheinuscrs  durch die alliierten
Truppen wird diese ganz ausrccht erhallen  werden.

Am Sonntag abend wird der volle Tert der deutschen
Gegenvorschläge der Presse übergebe». Am Montag wird
die Antwort der Alliierten aus die deutschen Gegenvorschläge,
d. h. die allgemeine Einführungsnote und das sie begleitende

l Memorandum veröffentlicht werden.
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DaGh stein - Maschine

für Handbetrieb

arbeitet rasch , sparsam und zuverlässig

Anfragen an:

AMBI, Abt. !l K
Chariottenburg 9

Jur Ausstellung der Vermögens-
Verzeichnisse.

Die Vorsitzenden der Einkommensleuer-Beranlagungs-
kommissionen— Besitzsteueramt— veröffentlichen folgende
Bekanntmachung:

1. Angehörige des Deutschen Reiches, mit Ausnahme
derjenigen, die bereits' vor dem 1. Januar 1914 ihren in¬
ländischen Wohnsitz aufgegeben haben und sich seit dieser
Zeit dauernd im Auslände aushalten,

2. ehemalige Angehörige des Deutschen Reiches, die
ihre inländische Statsangehörigkeit erst nach dem 1. August
1914 verloren und ihren inländischen Wohnsitz oder Aufent¬
halt erst nach dem 31. Dezember 1913 aufgegeben haben,

3. Ausländer , welche im Deutschen Reiche einen Wohn¬
sitz oder in Ermangelung eines Wohnsitzes ihren dauern¬
den Aufenthalt haben, ^

4. all? sonstigen Personen ohne Rücksicht auf Staats¬
angehörigkeit, Wohnsitz oder Aufenthalt, welche in Deutsch¬
land belegenes Grund- oder Betriebsvermögen besitzen,
sind nach einer Verordnung der Reichsregierung vom 13.
Januar 1919 (ReichsgesetzblattS . 67) verpflichtet, ein Ver¬
zeichnis ihres Vermögens nach dem Stande vom 31. De¬
zember 1918 aufzustellen. Die Frist, bis zu welcher die Auf¬
stellung des Vermögensvcrzeichnisses erfolgt sein mutz, wird
allgemein auf den 3 0. Juni  1919 bestimmt, für
denKreisKön,igsteinaufden2 5. Juni1919.
In dem Vermögensverzeichnishat der zur Aufstellung Ver¬
pflichtete fein Grundvermögen und Kapitalvermögen sowie
seine Schulden nach dem Stande vom 31. Dezember 1918
einzeln aufzuführen. Hierbei ist neben den nach dem Besitz-
steuergesetz vom 3. Juli 1913 steuerbaren Vermögen auch
das im Auslande belegcne Betriebsvermögen zu berücksich¬
tigen und außerdem noch besonders anzugeben:
a) Beträge, die der Steuerpflichtigein der Zeit vom 1. Ja¬

nuar 1914 bis zum 31. Dezember 1918 zu Schenkungen
oder sonstigen Vermögensübergaben (§ 4 Abf. 1) des

' Kriegssteuergesetzes vom 21. Juni 1916) verwendet hat,
soweit es sich um Zuwendungen im Einzelbctrage von
wenigstens eintausend Mark handelt;

b) Beträge, die in diesem Zeitraum (a) zum Erwerbe von
Gegenständen aus edlem Metalle, von Edelsteinen oder
Perlen , von Kunst-, Schmuck- und Lurusgegenstanden
sowie von Sammlungen aller Art aufgewendet worden
sind, sofern der Anschaffungspreis für den einzelnen
Gegenstand fünfhundert Mark und darüber oder für meh
rere gleichartige oder zusammengehörigeGegenstände ein¬
tausend Mark und darüber beträgt;

c) Beträge, die in diesem Zeitraum (a) zu Anschaffungen
jeder Art verwendet worden sind, soweit die angeschafften
Gegenstände am 31. Dezember 1918 noch vorhanden sind
und der Anschaffungspreis zusammen den Betrag von
zehntausend Mark übersteigt.

Wertangaben müssen in dem Verzeichnis in allen Fällen
gemacht werden, in denen sich die Vermögenswerte aus dem
Renn- oder Kurswerte oder aus dem Betrage der geleisteten
Zahlungen ergaben. In den anderen Fällen steht es dem
Pflichtigen frei, den Wert einzusetzen, den er den Ver¬
mögensgegenständen nach bestem Wissen und Eewisien bei-
miht ; unter allen Umständen mutz er die tatsächlichen Mit¬
teilungen machen können. Für Wertpapiere sind die aus
den 31. Dezember 1918 besonders festgesetzten und ver¬
öffentlichten Steuerkurse maßgebend.

Für die Aufstellung der Vermögensverzeichnisse werden
amtliche Vordrucke von den Besitzsteuerämtern(sie liegen zur
Abholung bei den Bürgermeisterämternbereit), kostenlos ver¬
abfolgt; die Verwendung dieser Vordrucke wird den Steuer¬
pflichtigen empfohlen, da sie zugleich als Anleitung fiir die
richtige Aufstellung des Verzeichnisses dienen und auch einen
Abdruck der Verordnung vom 13. Januar 1919 nebst den
Ausführungsbestimmungen des Reichsschatzamtes hierzu ent¬
halten. Erfolgt die Aufstellung ohne Verwendung eines
amtlichen Vordrucks, so ist sie jedenfalls von dem Pflichtigen
zu unterschreiben und mit der Versicherung zu versehen,
daß die Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht
sind. Eine derartig vereinfachte Aufstellung wird sich be¬
sonders in den Fällen empfehlen, wo nur ein geringfügiges
Kapitalvermögen in Frage kommt und beispielsweise außer
einem Sparkaffenguthaben, einigen Tausend Mark Kriegs¬
anleihe oder dergleichen weiteres Vermögen nicht vorhanden
ist. In das Vermögensverzeichnisdes Ehemannes ist auch
das Vermögen der Ehefrau aufzunehmen, sofern die Ehe¬
gatten nicht dauernd voneinander getrennt leben. Beson¬
ders bemerkt wird noch, daß die Verzeichnisse den Amts
stellen zunäcbst nicht einzureichen, sondern vorläufig von dem
Aussteller auszubewabren sind. Schließlich wird noch da¬
raus hingewiesen, daß diejenigen Steuerpflichtigen, die das
Verzeichnis nicht rechtzeitig oder unvollständig aufstellen,
bei der bevorstehenden Steuergesetzgebung empfindliche
Rechtsnachteile zu gewärtigen haben.

Schließlich wird noch bemerkt, daß bei Vermögen bis zu
10 000 Mark auf die Ausstellung der Vermögensverzeich-
niffe verzichtet wird.

Amtliche Bekanntmachungen.
Hierdurch mache ich bekannt, daß die Aeußerungen für

oder gegen die Errichtung einer Zwangsinnung für das
Bäckerhandwerk im Bezirke der Gemeinden Königstein, Cron-
berg, Altenbain, Ehlhalten, Eppenhain, Eppstem, Kalkenstein,
Kischbach, Glashütten , Hornau , Kelkheim, Mammolshain,
Neuenhain, Nieder-und Oberhöchstadt,Ruppertshain ,Schloß¬
born, Schneidhain, Schönberg und Schwalbach schriftlich
bis zum 26. ds. Mts . oder mündlich in der Zeit vom 17.
bis einschließlich 26. ds. Mts . bei mir abzugeben sind.

Die Abgabe der mündlichen Aeußerungen kann während
des angegebenen Zeitraumes werktäglich von 8—12 Uhr
vormittags in den Diensträumen des Landratsamtes Zimmer
Nr . 1 ersolgeu. -

Ich fordere hierdurch alle Handiverker, welche im Be¬
zirke der oben genannten Gemeinden das Bäckerhandwerk
betreiben, zur Abgabe ihrer Aeußerung mit dem Bemerken
aus, daß nur solche Erklärungen, welche erkennen lassen, ob
der Erklärende der Errichtung der Zwangsinnung zustimmt
oder nicht, gültig sind und daß nach Ablauf des obigen
Zeitpunkts entgehende Aeußerungen unberücksichtigt bleiben.

Die Abgabe einer Aeußerung ist auch für diejenigen
Handiverker erforderlich, welche den Antrag aus Errichtung
einer Zwangsinnung gestellt haben.

Königstein i. den 12. Juni 1919.
Der Kommissar: Jacobs , Landrat.

Anordnung.
Ziffer 1 der Verordnung des Kreisausschusses des Ober-

taunuskreises betreff. Höchstpreise für frische« Kchwrine-
fleisch, Mnrstwaren, Rindfleisch «nd Kalbfleisch vom 28.
April 1917 iKreisblatt Nr . 46» wird hinsichtlich der Höchst¬
preise für Rindsteisch infolge Erhöhung der Höchstpreise sür
Vieh wie folgt abgeändert:

Die Höchstpreise betragen bei
1. Rindsteisch mit Knochenbeilage

25 pEt . einschließlich des einge-
wachienen Knochen . 3.20 M . für das Pfund

2. Rindswurst . 3.80 „ „ „ „
3. Knochen . 0.60 „ „ „ „

Quartier.
Der Major de Cantonnement erinnert die (Ein.

wohner der ötadt dringend daran , dah sie olle
Quartiere , die durch Weggang oder Wechsel der Trup¬
pen frei werden , unter Vorlage des Quactierdillets
auf dem Rathaus « melden . Festgestellte Zuwider¬
handlungen werden bestraft.

Künigstein, den 14. Juni 1919.
Der Major de Cantonnement.

Die Ausgabe der neue » Fleischkarten
erfolgt am Mittwoch , den 18. ds. Mts ., nachmittags von
2—5 Uhr, im Lebensmittclbüro (Bierhalle) in gewohnter
Reihenfolge. .

Königstein \.  T -. den 16. Juni 1919.
Der Ma gistrat. I . V. : Brühl.

. — II | !■ II | II■ IIMIH III llllil

Betr . Rückzahlung der Schulzeichnungen der
Kriegsanleihen.

Die Kreissparkasse zu Bad Homburg zahlt schon jetzt
die durch die Volksschule zu Königstein gemachten Ein¬
zahlungen zurück, wenn sich die Einzahler mit 3V- °/o Zinsen
begnügen wollen. , '

Königstein t. T.< den 13. Junt 1919.
Diel , Hauptlehrer.

Diese Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffent¬
lichung int KreiSblntt in Kraft.

Königstein .(Taunus), den 13. Juni 1919.
Der Kreisausschuß des Kreises Königstein: Jacob «.

In der Gcennone sind verschiedene Unfälle vorgekommen,
wobei deutsche Schmuggler gelötet oder verwundet wurden.
Es ist zu bestückten, daß ähnliche Unfälle sich solange wieder¬
holen, als die Grenzbevölkerung versucht Schmugglerwaren
über die Grenze in das neutrale Gebiet zu befördern. Die
Bevölkerung ivird bringend vor jedem Hchmnggcl ge¬
warnt und aus die Gefahren aufmerksam gen,acht, denen
sie sich aussetzt.

Königstein i. T., den 14. Inn ! 1919.
Der Bürgertueiüer I . B. : Briihl.

Aus Anordnung der französischen Militärbehörde sowie
aus Grund der Polizeiverordnmig vom 14. Juli 1904 und
9. März 1917 hat sich jeder, der sich i» hiesiger Gemeinde
uiederläßt, ob sür dauernd oder vorübergehend, wie z. B.
als Kurgast, innerhalb 12 Stunden nach Eintreffen auf
dem hiesigen Polizeibüro, Zimmer Nr . 7, persönlich an¬
zumelden . Für die Anmeldung ist neben dem Zuziehen¬
den auch derjenige haftbar, in dessen Wohnung bezw. Be¬
hausung sich solche Personen niederlassen.

Bst der Anmeldung müssen sämtliche auf den Wohn¬
ungswechsel oder Jndentifiziernng der Person Bezug haben¬
den Papiere vorgelegt werden.

Beim Aufenthaltstvechselhat die Abmeldung vor der
Abreise persönlich zu erfolgen. Niemand kann ohne die Ge¬
nehmigung der französischen Militärbehörde seinen Aufent¬
haltsort verlassen.

Die bisherigen Bestimmungen über die schriftliche An¬
meldung bei Ankunft aller zureisenden Personen bleiben
außerdem nach tute vor bestehen.

Für die Abmeldung ist neben derjenigen Perlon , die
den Aufenthaltsort verlegt, auch der Hauseigentümer bezw.
der Vermieter haftbar.

Königstein , den 14. Juni >919
' Der Magistrat . I . V.: Brühl.

(Kinquarlicrunsissicldcr
für die französische Besatzung können bei unserer Ztadttrasse
erhoben werden und zwar:
sür den Monat Januar 19 in der Zeit vom 17.- 18. b 19,

, „ „ Februar 19 „ „ „ „ 20 - 21. 6. 9,
, „ „ März 19 „ ,,. , „ 23.- 25. 6. 19.

Die Zahlung bei der Stadtkaile erfolgt n»r vormittag«
und zwar in den Stunden von 7' /,—12 Uhr.

Königstein j. T ., de» 14. Juni 1919. ^ m m
Der Bürgermeister. I V. : Bruhl.

Diejenigen Huarttergebrr , die für die Monate April
und Mai 19:9 ihre Qunrt ,er Meldungen einer Nachprüfung
unterziehen ivollen, haben dies in der Zeit vom 16.—17.
Juni 1919 in de» Bormittagssiunden von 7'/- bis 12 Ubr
ans dem Eingnartierungsbüro Zimmer Nr . l zu bewirken.

Nach Ablauf dieser Frist können Reklamationen, wie
auch versäumte Anmeldungen über geleistetes Quartier nicht
mehr berücksimtigt werdeii. .

Ouartlerbillets sind bei der Prüfung vorzulegen, ohne
dieses wird jeder Anspruch, soiveit es sich um Ofstzier-
oder MannschaftSguartiere handelt, znrnckgewiesen.

Für Hotels oder Häuser, die als Mnffenguartiere be¬
zeichnet sind, erfolgt die Nachprüfung durch den Unterzeiä.-
neten aus Gti »>d der durch die sranzösifcke Militärbehörde
ausgestellten Bescheinigungen. . ,

Gleichzeitig ivird nochmals auf dte Anmeldung der durch
die Besatzung in einzelnen Unterkünften in Anspruch ge¬
nommenen Küchen, Speisezimmern, Werkstätten etc. h,n-
gewieien und die Leistungspflichti.gen aufgesordert. soweit
sie dies ans dem Einguartiernngsduro noch nicht angezeigt
haben, innerhalb her obengenannten Frist die Meldung
nachzabolen. , . .

Königstein (Taunus ), de» >3 tt»n, 1919.
Der Bürgermeister. I . B. : Brühl.

WEINE^f-
Billige 191851 zum Ausschank und für Bowlen.
Feine Tafel - und Dessertweine ._= =

J. B. HARTMANN
Weinhandlung und Südwein -Import

HÖCHST AM MAIN.

Telefon 502.
Büro : Hauptstrasse 50, I.
Kellereien : Mainberg 7.

Mehrere tüchtige

Schreiner »;Maschinen-
Hilfsarbeiter

Möbelfabrik Otto Bendel *, Kelkheim.

Tüchtiges

Zimmermädchen
für sofort gesucht.
Waldsanatcrium

San .-Rai Dr . A m e l u n g.
_ Köninstei  n._

Em zuverlässiger
~ $ iil) rmann =
der landwirtschastl. Arbeiten
versteht, sür 2 leichte Pferde

gesucht.
Adam Kraus , Kelkheim,
Fe >nrus 43, Hauptstraße 22.

Sofort oder 1. Juli in
Mädchen

sür Küchenarbeit und als Bei
hilse zum kochen gesucht.
Zu erfragen i. d. GeschästSst.Tmfidchen,
sauber u. ehrlich, in besseren
Haushalt , 2 Personen , für
einige Wochen zttr Aus hilfe
= sofort gesucht . =

Benninghoven,
weihkirchen int Taunus.

1 frischmelkende
Kuh mir Kalb

zu verkaufen
Beidenauer Mühle 'bei

Alten ha in.
4 jährige

melkende muh
preiswert weg. Futtermangel

;n verkaufe».
I. fridolin Brendel. Obemifenb.

« - HEFE»
stets frisch vorrätig.

L. Walter,
lliammolsftain,Kronth. Weg 5.
Suche im Juli sür junge

Dame
möbl . Zimmer
in gutem Hause. Staubfreie
Lage, wo Liegekuren gehalten
iverden kötinen, Bedingung.
Angebote unter A. B. an die
Geschäftsstelle dieser Zeitung.

Verloren:
Altkönigstraße, Königstein,

Militärpatz , Uerbands-
duch, 15 Mark, verschied.
Papiere.

Abzugeben geg. Kelohmmg
Untere Vintergaste 13,

_ Königstein.  -
l '/ HAorgen

Heugras
zu verkaufen. =

Königstein,5erzog »H(lolpl)str.7.
Mehrere Wagen

Mist
zu verkaufen

Hauptstraße 13, Königstein.
PSF“ Alle Arten
Gemüsepflanzen

hat abzugeben
Bar ! Leifheit , Gärtner,

Niederhöchstadt.
Offeriere

für Händler:
Kaffee
Tee
Kakao
Schweineschmalz
Toiletteseife
Sunlightseife

Taunus -Drogerie
Heinrich Eichhorn.

Höchst  a . Hl., Feldberg'
straste 14. - Fernrufs:

Pariser Toilette - Seife»
do. Schokoladen

la gebrannten Kaffee
offeriert nur an Wiederverkäufer

Walter Oiilmanii , Wiesbaden , Adelheidstr. 10.

,130000
! zum 1.Juli aus prima Lieg"',
j schaff als erste Hnpoj ^ .
j ... auszuleihen . —

Rudolf Möller,
Cronberg , Kathari uenilr ^,
Eine gebrauchte, ignt erbalbCOtisclimnscliine

tu verkaufen.
.'ln eriraaen i. d. GeicE L

Gross» und
IlileiiilierlMe
=== = = -  iverden
schnell und gut S-S ...»
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